










. Meinung Magazin. 

spw:ImJanuar hat Deutschlanddie Präsident- 
schaft inder EU übernommen.Welche Erwartun- 
gen hat die Fraktion der europäischen Sozialisten 
daran? 

Der EU-Verfassungs- 

L0 
prozess braucht frischen Wind! 

.. 
- 

C .- - 
E 
3 I spw-Interview mit Martin Schulz 
I - 
e . 

Martin Schulr: Ernstens: Der Verfassungs- 
prozess braucht neuen Wind. Wir müssen 
alsdeutsche Ratspräsidentschaftdafür sor- 

gen,dass es zu einer Wiederbelebungder Debat- 
te kommt.0hne eine EU-Verfassung ist die neue 
EU der 27 weitgehend handlungsunfähig. Zwei- 
tens: Europa ist entwedersoziai oderes hat keine 
Akzeptanz. Deshalb wird von der deutschen Prä- 
sidentschaft erwartet, dass die sozialen Folgen 
der europäischen Gesetzgebung vor der Verab- 
schiedung überprüft werden. Drittens: Die EU 
muss beider Bewältigungdes Klimawandelseine 
Vorreiterrolle einnehmen. 

D Martin schul& 
Fraktionrvorritzendeidei 

: ~ ~ ~ ~ ~ ~ " ' t e n  

D Dar Gespraih führte fur 
SPW ~~i"h01d P."~~;CL 

spw:EU-Kommissar Piebalgs hatjetzt ein Kon- 
zept für einen neuen europäischen Energiemix 
vorlegen.Welchen Stellenwert wird das haben? 

Martin Schulzlch glaube,dassdie Energie- 
Versorgung eine der zentralen Fragen ist. 
Europa hat schon einmaleineidentitätsstif- 

tende Debatte über die Energiepolitikgehabt. Die 
Europäische Gemeinschaftfür Kohle und Stahl war 
der Kern der heutigen Union. Energiesicherheit 
heißt für uns auch Energieefiizienz uns Energie- 
reduzierung.Ende derVerschwendungswirtschaft. 
Wir setzen auferneuerbare Energie.Wir brauchen 
sparsamere A~tos~energiesparende Produktions- 
anlagen.Wir setzen auf Investitionen in neueTech- 
nologienfür sparsamere und effizientere Energie- 
nutzung. 

5pw:AnfangJanuarwurden Öllieferungen aus 
Russland unterbrochen.Wieist dasVerhältnisder 
EU zu Russland? 

Martin5chulz:DieRussischeFöderationspielt 
eine bedeutende Rolle in der Weltpolitik. 
Das dürfen wir nicht ignorieren. Russland 

besitzt große Energieressourcen und wirwerden 
mit Russland über ein neues partnerschaftliches 
Koaperationsabkommen verhandeln.Dazu gehört 
Vertrauen - und beide Seiten müssen sich so ver- 
halten,dass diesesvertrauen aufgebaut werden 
kann. Die Deutsche Ratspräsidentschafi ist auf 
einem guten Weg,diesesVertrauen herzustellen. 

spw:GünterVerheugen hat im letztenJahrdie 
Brüsseler Bürokratie heitig kritisiert und das Primat 
der Politik eingefordert.Teilst Du die Forderung 
nach Bürokratieabbu in der EU? 

Martin5chulz:Die EU i s t  bürokratisch,inder 
Tat. aber die Mitgliedsländer sind es nicht 
weniger. Als langjähriger Bürgermeister ei- 

ner mittelgroßen Kommune kann ich sagen.dass 
die Regelungen des Landes oderder Kreisbehörden, 
der BezirksverwaItungen,der Bundesverwaltung 
und ihrer nachgeordneten Behören und soweiter 
auch nicht geringer sind als in Brüssel. Wir brau- 
chen einen Bürokratieabbau überall.Dass in der 
EU die Exekutive-also die Kommission-stärker 
parlamentarisch kontrolliertwerden muss.ergibt 
sich daraus,dass imVerfassungsentwurf die Rolle 
des Pariamentsdeutlicher hervor gehoben worden 
ist. Deshalb: wer weniger Bürokratie und mehr 
Parlamentarismus will, braucht dieVerfassung. . 

Am vorgenannten Befund hat sich allen Ver- 
schiebungen im Einzelfall zumTrotz wenigverän- 
dert:DieVerlustederSPDetwa konzentrieren sich 
im Wesentlichen auf Braunschweig und Oldenburg, 
woein populärer CDU-Oberbürgermeister bezie- 
hungsweise ein zur CDU gewendeter Ex-Grüner 
der SPD die Oberbürgermeisterposten streitig 
gemacht und obendrein bei den Ratswahlen zu 
erheblichenverlusten beigetragen haben.Ansons- 
ten gilt-dass SPD wieCDUviele Stellungen gehal- 
ten haben.Wahlsiege der einen Seite gingen mit 
Verlusten an anderer Stelle einher. 

Ein besonderer Blickgilt dabeiden Wahlen 
der Bürgermeister und Landrätesowiedes 
hannoverschen Regionspräsidenten. Hier 

wurden fast flächendeckend neu gewählt und 
erstmals amtieren sie nun für acht Jahre. Auch 
hier Iässt sich gegenwärtig das faktische Kräfte- 
gleichgewicht zwischen SPD und CDU gut illus- 
trieren: Beiden Wahlen hat die SPD in Oldenburg 
und Salzgitter die Oberbürgermeisterposten ver- 
loren,während siein Göttingen,Delmenhorst und 
Hameln diesen zurückgewinnen konnte. Bei den 
Bürgermeistern konnten in Northeim und Uslar 
sozialdemokratischeTraditionsgebiete zurücker- 
obert werden.ln derWedemarkwurdeeineschwar- 
ze Hochburggeschliffen, während auf der anderen 
Seite BuchholzlNordheide verloren ging und die 
klassischen SPD-Hochburgen Brake und Hann. 
Münden der CDU zufielen. In traditionell sozial- 
demokratischen Holzminden wurde sogar die 
Stichwahl verpasst. Der CDU konnte der Posten 
des Landrats in Lüneburg abgenommen werden. 
Auch in Lüchow-Dannenberg musste die CDU 
den Landratspostenfüreinen parteilosen Landrat 
räumen.Gehaiten hat dieSPD-trotzwechseider 
Amtslnhaber-dieoberbürgermeisterämter von 
Osnabrück und - besonders wichtig - das von 
Hannover, außerdem bleibt ein Sozialdemokrat 
Regionspräsident inder Region Hann0ver.h Emden 
konnte sich der SPD-Amtsinhaber durchsetzen 
und stützt sich zudem nun auf eine absolute 
Mehrheit im Stadtrat. 

C+Stephan Klccha lebt in Gohingen und irtMitglied der SPD-Bezirks 
vomfand Hannover 

Auch aus Jamaika Iässt sich 
nichts ablesen 

DieCDU hingegen konntegegen dieSPD und 
deren schon 2003 gewählten Oberbürgermeister 
eine Jamaika-Ratsmehrheit in Wilhelmshaven 
bilden.CDU. FDP und Grüne haben übrigens in 
einigen Regionen desLandeszusammengefunden 
soetwa in EinbeckoderHann.Münden.Aberauch 
eine Reihe von schwarz-grünen Kooperationen 
haben sich nach der Wahl gebildet oder konso- 
lidiert,etwa im Kreistag von Göttingen oder im 
Oldenburger Stadtrat. Doch hieraus ein Modell 
abzuleiten wäre vermessen,immerhin haben SPD 
und Grüne In den Städten Göttingen, Hannover 
und Osnabrücksowiein der Region HannoverZu- 
sammenarbeiten vereinbartwährend das sozial- 
liberale Bündnis in Oidenburgüber keineMehrheit 
mehr verfügt, haben SPD und FDP solch eine Ko- 
operation in Northeimvereinbart.ln Hameln wur- 
de eine Ampelkoalition geschmiedet.Alles in der 
Regel aus lokalen Erfordernissen erwachsen und 
nur wenig deutet auf Modellcharakter für die 
Landesebene hin. 

In einem Jahr ist endlich Rückspiel 

Aus den Kommunalwahlen Iässt sich also nur 
wenigfürdie Landtagswahl herauslesen.DieEnde 
Januar2008abzuhaitenden Wahlen wird dieSPD 
mit dem früheren LandesumweltministerWolfgang 
Jüttneran der Spitze bestreiten.Diegegenwärtigen 
Umfragen sehen dieCDU etwas über 4o%.dieSPD 
bei ungefähr3o% und damit sogar leicht schwä- - 
cherals bei derWahl 2003,die FDP liegtetwasvor 
den Grünen mit knappzehn Prozent unddieLinks- 
Partei bei immerhin4%.DochauchdieseUmfragen 
dürften noch nicht das letzte Wort des Wählers 
sein,immerhin lag zu einem vergleichbaren Zeit- 
punkt Anfang 2002 die SPD mit 43 zu 39 Prozent 
noch vor der CDU und die Grünen gleichauf mit 
der FDP bei ungefähr 5%. Es kann also noch viel 
passieren bis zum Rückspiel. 



. Magazin Meinung . 
Stell Dir vor, es is t  Programm- 
diskussion, und keiner diskutiert!! 

Anmerkungen zur „SPD-Programmdebatte" 

in spw Hefi i5i,5/zoo6 

v o n  Horst  Heimann,  H. Peter Rose D. 

Andrea Nahles und Joachim Schusterstel- 
len im Oktober 2006die,.SPD-Programm- 
debatte" in spw i5 i  zutreffend fest:..Die 

Grundsatzprogrammdebatte geht in ihre letzte 
Phase."(S.i4) Das bedeutet aber:Sie.,geht in ihre 
letzte Phase". bevor sievon einer innerparteilichen 
und gesamtgesellschaftlichen Öffentlichkeit wahr- 
genommen und beeinflußt wurde. 

D Die SPD muss inhaltlich überzeugen 
und motivieren wollen 

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
kämpft um die Mehrheit für den politischen Ge- 
staltungsauftrag in Bund. Ländern und Gemein- 
den. Wenn sie den realen politischen Konstella- 
tionen glaubwürdig gerecht werden will, müssen 

- ihre Grundpositionen für die gesamte Partei auf 
allen Ebenen gleichermaßen Gültigkeit haben.Das 
ist nicht mehrder Fall.lm Höhenrausch der Regie- 
rungsübernahme im Bund vor der lahrtausend- 
wende hattesich dieSPD-Führungdazu hinreißen 
lassen,Regierungspolitik mi t  Parteipolitikgleich- 
zusetzen und damit die Partei in eine Identitäts- 
undVertrauenskrisemanövriert.Wederdie.,Neue 
Ökonomie"von Blair und Schröder noch dieversu- 
chevon Müntefering und Clement, ihre organisa- 
torischen wie inhaltlichenVorstellungen der Partei 
in Nordrhein-Westfalen aufzuzwingen, waren er- 
folgreich. im Gegenteil: Nach dem Wahlsieg mi t  

dem Duo Schröder-Lafontaine bei den Bundestags- 
wahlenigg8 unddem Rücktritt von Lafontaineim 
Frühjahrigggginges mi t  derSPD kontinuierlich 
bergab. Und obwohl noch nie in der Geschichte 
der Bundesrepublik die pauschale Unzufriedenheit 
der Bevölkerungsmehrheit (rund 80%) mit den 
politischen Akteuren und Verhältnissen so stark 
angestiegen ist, ist zugleich noch nie die Bereit- 
schaft zur aktiven Mitarbeit in den Parteien sostark 
zurückgegangen. Während in den ig6oer und 
ig7oerJahren die politische Unzufriedenheit zur 
aktiven Mitarbeit motivierie,verstärkt heutediese 
Unzufriedenheit noch die Entpolitisierung und 
Resignation der Bürger 

Vielefühlen sich von.,ihrer"Partei imStich 
gelassen; sie verstehen die Politik in den 
Regierungen. Parlamenten und Räten so- 

wie in den Parteigremien nicht mehr.Von einer 
„AktivbürgerschafY der Mitglieder und ihrer de- 
mokratischen Mitwirkung an der politischen Ge- 
staltungdes Gemeinwesens ist wenig zu spüren. 
Fragende Mitgliederwerden ,.von oben herab" als 
lästige Störenfriede abgetan, den kritischen Bür- 
gern wird m i t  Skepsis begegnet. Und so ist auch 
das Interesse an der Programmdiskussion in der 
SPD und in der Gesellschaft sehr gering. 

DieSPDwill gering qualifizierten Langzeit- 
arbeitslosen helfen einen Job zu finden. 
Hörisichaufden ersten Blicknicht schlecht 

an. Allerdings müssten sie bereit sein zu noch 
niedrigeren Löhnen zu arbeiten.Der Niedriglohn- 
bereich - mit derzeit etwa sieben Millionen Be- 
schäftigen - soll ausgeweitet werden.Viele ar- 
beiten bereits heute für Hungerlöhne. Entgegen 
weitverbreiteten Annahmen hilftdie Bereitschaft 
zum Lohnverzicht den Geringqualifizierten aber 
kaum.ln wachsendem Maße werden auch einfache 
Tätigkeiten mit qualifizierten Bewerberinnen oder 
Bewerbern besetzt. Arbeitslosigkeit und Hartz IV 
zwingtmittlerweileauchgutQualifizierte,schlecht 
bezahlteJobsanzunehmen.Damitwerdengering 
Qualifizierte auch von den Arbeitsplätzen ver- 
drängt,für die sie geeignet wären. 

E Contra: 

P,  Bonus für Arbeit"! 

von Michae l  Schlecht . . 

D „Bonus für Arbeit1'(-geber) begünstigt 
Lohndumping 

- 

C+ Mirhlel Srhlerht 
irt Cheiwlkiwirt beimverdi 
Bundelvoritand in Berlin. 

F0ta:priuat 

Mi t  dem Arbeitslosengeld II besteht bereits 
heuteein Kombilohnsystem. Etwa drei Millionen 
Menschen.die einer Erwerbstätigkeit nachgehen. 
haben Anspruch auf zusätzliche Leistungen des 
Arbeitslosengeld II.Schätzungsweise eine biszwei 
Millionen Menschen machen davon Gebrauch. 
Darunter sind mindestens 400.000 Vollzeitbe- 
schäftigte.lmmer mehr Unternehmer nutzen den 
Arbeitslosengeld Il-Kombilohn aus. um noch nied- 
rigereLöhnedurchzusetzen.Esgibt Unternehmer, 
dieverlangenvon ihren Beschäftigten Lohnverzicht. 
Anstatt 5.30 EuroproStunde in Zukunft nur noch 
4,gO Euro. Die Differenz könnten sie sich ja wei- 
testgehend über das Arbeitslosengeld iI wieder 
hereinholen,sagen sie ihren Beschäftigten. Unter 

dem Deckmantel von Arbeitslosengeld II kassieren 
Unternehmerstaatliche Subventionen! Außerdem 
werden Konk~rrenzbetriebe~die ihre Beschäftigten 
noch anständig bezahlen, unter Druck gesetzt 
werden. Auch dort heißt es dann schnell: Löhne 
runteroderEntlassungen.WennjetztdieSPDden 
Arbeitslosengeld Il-Kombilohn durch den Bofinger- 
Kombilohn ersetzen wiII,wird es sogar schlimmer. 
Musterrechungen zeigen,dassviele..Working-Poor" 
weniger Einkommen oder für das gleiche Geld 
erheblich längere Arbeitszeiten hätten! 

D Hungerlohn oder Mindestlohn? 

Die Bereitschaftsoll erhöhtwerden zu Armuts- 
löhnen zu arbeiten. Bofinger will bei 4.50 Euro 
eine untere Grenze einziehen. Die negative Ein- 
kommensteuer soll nicht bei den Beschäftigten 
verbleiben, sondern als Lohnsenkung beim Arbeit- 
geber ankommen. Das Ergebnis wäre eine staat- 
lich organisierte und subventionierte weitere 
Umverteilungzu Lastender Löhne und zugunsten 
der Gewinne. Zusätzliche Steuergelder würden 
verschleudert. 

Der einzig Erfolg versprechende Weg ist die 
Einführung eines bundeseinheitlichen gesetzli- 
chen Mindestlohnes von mindestens Z ~ O  Euro. 
Wie invielen anderen Ländern Europas.Sowürde 
dieöffentlicheSubventionierungvon Lohnsenkung, 
bzw. die Subventionierung von Unternehmern 
durch Arbeitslosengeld II beendet.Undvorallem: 
So erhalten die Beschäftigten wieder ein einiger- 
maßen menschwürdiges Einkommen. 
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CI Pro: 

>> Bonus für Arbeit"! 

von Ulr ich Walwei I .. irtvizc-Direktorder Instituts 
fur~rbei t rmarkt  und flerufr- 
foirrhungdeiflunderagen- 
turfur Arbeit irt vorritzender 
der Gewerkrrhan~ranrnet. 

~oto :  prlvat 

DieBeschäftigungssituation wettbewerbs- Brücken für Existenz sichernde 
schwacher Arbeitnehmerist nach wievor Beschäftigung 
ungünstig. Deutschland hat relativ viele 

Langzeitarbeitslose; Geringqualifizierte finden 
nur schwer eine Beschäftigung. In den meisten 
Fällen ist derwiedereinstiegfür die Problemgrup- 
pen am Arbeitsmarkt zunächst nur über eine 
niedrig entlohnteTätigkeit zu realisieren.Zur Be- 
darfsdeckung ist dann oftmals eine zusätzliche 
Förderung über Kombilöhne oder Lohnkostenzu- 
schüsse nötigTrotz der Hartz-Reformen existiert 
kein ausreichender Markt für niedrig entlohnte, 
Existenzsichernde Beschäftigung. Hauptursachen 
hierfürsind institutionelleRegelungen.diesowohl 
das Angebot voll sozialversicherungspflichtiger 
Arbeitsplätze im Niedriglohnsegment verhindern, 
als auch die Aufnahme solcher Tatigkeiten unat- 
traktiv machenweiterführende Reformen müssen 
daher an beiden Marktseiten ansetzen. 

ImVordergrund unseresVorschlagszur Einfüh- 
rungeiner negativen Einkommensteuer steht eine 
Verbesserung der Rahmenbedingungen am un- 
teren Endeder Lohnskala.sodass mögiichstviele 
Menschen einer Existenz sichernden Beschäfti- 
gung nachgehen können und möglichst wenige 
Personen auf den BezugvonTransferleistungen 
angewiesen sind. Indem arbeitsmarktfernen Grund- 
sicherungsempfängern neue Perspektiven auf- 
gezeigt werden, trägt der Ansatz außerdem zur 
sozialen Inklusion bei.DerVorschlagsetzt an den 
wesentlichen HemmnissenfürdieWiedereinglie- 
derungwettbewerbsschwacher Arbeitnehmeran: 
der besonderen Belastung niedrigentlohnter Be- 
schäftigung durch Sozialabgaben,den Hinzuver- 
dienstregelungen im SGB II sowie der relativen 
Begünstigung atypischer Beschäftigungsforrnen. 

Hohe Sozialabgaben bremsen insbesondere 
bei einfachen Tätigkeiten den Beschäftigungs- 
aufoau.Wir schlagen daher eine gezielte Senkung 
der Sozialversicherungsbeiträge für Geringver- 
diener vor, die als negative Einkommensteuer 
ausgestaltetet werden könnte. SO würden Sing- 
les mi t  einem Bruttoeinkommen von 750 Euro 
bis 1300 Euro bei Bedürftigkeit einen Einkommens- 
zuschuss erhalten. 

Durch die Neuordnung der Hinzuverdienst- 
möglichkeiten sollen Brücken in eine Existenz 
sichernde Beschäftigung gebaut werden. Niedrige 
Zusatzverdienstewürden StärkeraufdieTransfer- 
leistung angerechnet, spezifische Vergünstigun- 
genfüratypischeErwerbsformenwiedieMini-Jobs 
abgebaut werden.Auf diese Weise würde einTeil 
der momentan in geringfügiger Beschäftigung 
ausgeübten Tätigkeiten in sozialversicherungs- 
pflichtige Jobs umgewandelt, und für ALG-II-Be- 
zieherwäreesattraktiverreine Existenzsichernde 
Beschäftigung aufzunehmen.Das i s t  sicher nurein 
Baustein, um der hohen Langzeitarbeitslosigkeit 
entgegenzuwirken. Wenn man aber schwer ver- 
mittelbare Personengruppen inden Arbeitsmarkt 
zurückführen und die Dauerhaftigkeit von Arbeits- 
losigkeit begrenzen will.sollte man die mit dem 
Vorschlagverbundenen Chancen nicht ungenutzt 
lassen. 

Die SPD als linkevolkspartei 

Wenn dieSPD linkevolkspartei bleiben will (vgl. 
den Schwerpunkt spw 145; 2oo4), wird sie inhalt- 
lich überzeugen müssen,um Mitgliederzu werben 
und dauerhaft an die SPD zu binden. Sie muss 
deutlich machen,was sie mit Blickauf die politische 
Zukunftsgestaltung konkret zu bieten hat. wenn 
Parteimitglieder an der Basis nicht mehr nachvoll- 
ziehen können,wasihre Mandatsund Funktions- 
träger politisch entscheiden, dann werden und 
können sie es auch nicht als Multiplikatoren ge- 
genüberdenwählerinnen undwählernvertreten. 
Dieseargumentative Hilflosigkeit ist ganz beson- 
ders dort verbreitet. wo jahrzehntelange stabile 
Mehrheiten zu Machtstrukturen geführt haben. 
die nur nochvom Daumen-Prinzip(Fingerdrin und 
Daumen drauf) und von der topdown-Methode 
(Daumen rauf oder runter) bestimmt sind. 

Und nun,daMacht und Einflussgeschwun- 
den sind, stellt man plötzlich fest, in wel- 
chem desolaten Zustand sich die Partei- 

Organisation mit ihrerMitgliederstruktur befindet: 
schwindende inhaltliche ~ubstanzsowie Mitglie- 
derschwunddurchÜberaIterung.Massenaustritte, 
Nachwuchsmangel etc. 

Immerhin hat der letzte Bundesparteitag in 
Karlsruheerste Akzentegesetzt, um das Gehabe 
einer„Staatspartei"abzulegen unddieSPD-end- 
lich wieder - als die gesellschaftliche .,Kraft der 
Erneuerung"zu profilieren.0bdiesgelingen wird, 
hängt nicht zuletzt von der Art und Weiseab,wie 
die Chanceeiner breiten und offenen Diskussion 
um ein neues Crundsatzprogramm genutzt wird. 

Eine Zielperspektive in der Tradition 
des Berliner Programms 

Die zum Auftakt der Diskussion vorgelegten 
..Leitsätze auf dem Weg zum neuen Crundsatz- 
Programm derSPD sind in ihrer epischen Breite 
und redundanten Geschwätzigkeit nur schwer 
zu lesen und zu verstehen. Dem neuen ,,Bremer 
Diskussionsentwurf" mangelt es an kritischer 
Cesellschaftsanalyse und$rogrammatischem 
Überschuss. Nahles und Schuster hoffen gleich- 
wohl, die Programmdiskussion könne den resig- 
nativen Entpolitisierungstendenzen entgegenwir- 
ken. Sie nennen auch Voraussetzungen für eine 
solche positive Wirkung:,,insgesamt braucht die 
SPD ... wieder eineZielperspektive,die sich deutlich 
vom neoliberalen Zeitgeist abgrenzt." (5. 15). Zu 
diesem Zweckdarfsich die SPD nicht,,fröhlich in 
die Kontinuität der Schröder-Regierung stellen", 
sondern in ,,die Kontinuität des Berliner Pro- 
gramms".Denndies,,beinhalteteineausgeprägte 
gesellschafilicheUmveiteilung" sowie.,eineDurch- 
setzung des Primats der Politik gegenüber der 
Wirtschaft". (5.15) 

Realistische Cesellschaftsanalyse 
notwendig 

Realismus bedeutet,diegesellschaftlicheWirk- 
lichkeit annähernd objektiveinzuschätzen,ohne 
ideologische Verzerrungen oder zweckoptimisti- 
sche Beschönigungen.Zudiesem Realismusgehört 
zunächst die Einsicht in die Faktoren, die eine 
Erneuerung einer sozialdemokratischen Zielspers- 
pektiveerschweren,fast unmöglich machen: Die 
große Mehrheit der Normalbevölkerung dürfte 
zwar die .,Durchsetzung des Primats der Politik 
gegenüber der Wirtschaft" und.,eine ausgeprägte 
(genauer:andere) gesellschaftliche Urnverteilung" 
unterstützen. Aber eine große Mehrheit in der 
kleinen Minderheit der Machteliten, nicht nur in 
der Wirtschaft, sondern auch in Wissenschaft, 
Publizistik.KuIturund Politik, beharrtoffensivauf 
dem neoliberalen Credo: Der noch zu große Ein- 
fluss der Politik und des Sozialstaates - Hauptur- 
sachefür mangelnde ökonomische Dynamik und 

t 
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Wettbewerbsfähigkeit muss durch mutige Refor- 
men weiter zu rückgedrängt werden.DieseMacht- 
eliten - eine neue Oberschicht - haben kein in- 
teresse, den brutaler und asozialer werdenden 
Raubtierkapitalismus wieder zu zähmen oder zu 
ziviiisieren.Sieverstehensichvielmehrals..Schwert 
und SchildVjener neuen Oberschicht, um die,,füh- 
rende Rolle der Wirtschaft" vor allem gegen die 
lnteressen der von abhängiger Arbeit lebenden 
Bevölkerungsmehrheitzu sichern.Diese kleineMin- 
derheit hat trotz..Volksherrschaft" (Demokratie) 
die Macht gegen die Interessen der Bevölkerungs- 
mehrheit und desGemeinwohls-weiterhin.,die 
Verteilungvon Einkommen und Vermögen ... zu 
Lasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
und der kleinen Selbständigen (zu verschieben)". 

Gegen diese kleine Minderheit der neolibera- 
len Machteliten bleibt die große Mehrheit der 
Normaibevölkerungauch in der Demokratieohn- 
mächtig. wenn nicht sozial engagierte .,Gegen- 
elitenUeineaiternativeZielperspektiveentwickein 
und mehrheitsfähig machen.Ohnmächtig bleiben 
aber auch diezahlreichen Einzelkämpfer,diesich 

- engagiert für die Interessen der Bevölkerungs- 
mehrheit und des Gemeinwoh1seinsetzen.Denn 
die Befürworterdes..Besitzindividualismus" und 
Gegner des Sozialstaats bekämpfen diesen gut 
organisiert, konzertiert,zielstrebigund..solidarisch", 
also effizienter als ihn seine individualistischen 
Anhänger zu verteidigen vermögen. Gegen den 
vorzüglich dirigierten Chor von Neoliberalen ver- 
hallen die nicht koordinierten Solostimmen der 
Verteidiger des Sozialstaatsfast ungehört. 

Zum Realismus, der für die Erneuerung 
einer mehrheitsfähigen sozialdemokrati- 
schen Zielperspektive not~endigist~gehört 

es auch. die gesellschaftliche Wirklichkeit realis- 
tisch einzuschätzen,frei von zweckoptimistischen 
Verharmlosungen und Beschönigungen.Selbst im 
kritischen Rückblickauf,,die Regierungspolitikder 
SPDder letzten JahreC'wird im Beitragvon Nahles 
und Schuster,gewiss ungewollt. eineTendenz zur 
zweckoptimistischen Verharmlosung sichtbar: 
Wenn siezutreffend mit dem Berliner Programm 
,,eineausgeprägtegesellschaftliche Umverteilung" 

verbinden undder Regierungspraxisder SPDeine 
Modernisierungspolitik„unterVernachlässigung 
notwendiger Umverteilung"vorwerfen,soist das 
indirekt eine beschönigende Fehleinschätzung. 
Denn alleempirischen Daten,Statistiken undder 
„Reichtums und Armutsbericht" belegen eindeutig, 
die rotgrüne~eformpolitik„beinhalteteeineaus- 
geprägte gesellschaftliche Umverteilung",aller- 
dings nicht im Sinnedes Berliner Programmsvon 
oben nach unten,sondern im Sinne der FDP-Pro- 
grammatikvon unten nach oben.Eine erneuerte 
sozialdemokratischeZielperspektivewäreesdaher, 
konkrete Maßnahmen für eine realistische und 
damit glaubwürdige Politik zuformulieren,näm- 
lich:Zunächstdie massiveUmverteilungvon unten 
nach oben zu verlangsamen. und dann vielleicht 
sogarzu stoppen,dasweitereAbsinken der Lohn- 
quote zu verhindern, und schließlich vielleicht so- 
garwieder die soziale Ungleichheit zu reduzieren. 

Die.,Zielperspektive.diesichdeutiichvom 
neoliberalen Zeitgeist abgrenzt",istfürdie 
SPD überlebensnotwendig. Die SPD kann 

nur dann wieder zur mehrheitsfähigen Kraft ge- 
gen den Rückfall in frühkapitalistischeverhältnis- 
se werden. wenn sie die intellektuellen Anstren- 
gungen für diese erneuerte Zielperspektiveauch 
nach Verabschiedung des Programms fortsetzt 
und als ,.ständige Aufgabe" ansieht. Und die Be- 
fürworter dieser erneuerten Zieiperspektivesollten 
nicht jene Tendenz ignorieren, das neue Grund- 
satzprogramm dem noch herrschenden neolibe- 
ralen Zeitgeist zu unterwerfen und die lästige 
,,Erblast" und ..Erbsünde" des Demokratischen 
Sozialismus endgültig aus dem historischen Ge- 
dächtnis zu löschen. 

Linke Mehrheit als Chance 

M. von Swen Schulz 

Die Hoffnungaufeine,.linkeMehrheit"ist 
derzeit nicht groß. SPD, Bündnis 'go/Die 
Grünen und Linkspartei.PD5 im Bundestag 

sind weit davon entfernt,ihre rechnerischeMehr- 
heit nutzen zu können und zu wollen. Auch die 
Wahlen in Mecklenburg-Vorpommern und Berlin 
haben dem linken Projekt einen Dämpferverpasst. 
Während in Mecklenburg-Vorpommern die SPD 
verlor und die Linkspartei.PD5 hinzugewann, legte 
dieSPDin Berlin zu-dieLinkspartei.PDSist nach- 
gerade eingebrochen. lm hohen Norden i s t  dieSPD 
in dieGroße Koalition gegangenIn der Hauptstadt 
dagegen wagt rot-rot einen neuen Anlauf - wie 
knappdieMehrheitist.hat sich bereits beider Wahl 
des Regierenden Bürgermeisters Kiaus Wowereit 
gezeigt. 

Normalität hat sich eingestellt, was vor 
einigen Jahren nicht zuerwarten war.Die 
Linkspartei.PDS kann inder Regierungsver- 

antwortung gewinnen oder auch verlieren - je 
nach 5ituationvorOrt.EbensodieSPD ineiner rot- 
roten Koalition. Ein Wechsel ist möglich,aberauch 
Kontinuität. Rot-rot ist kein Skandal mehr. Die 
Neuauflage in Berlin ist kritisiert worden - aber 
eher für den Inhalt der Koalitionsvereinbarung, 
die doch so wenig Neues biete. Der Wechsel in 
Mecklenburg-Vorpommern istschlicht zur Kennt- 
nisgenommen worden-kein hörbares Aufatmen 
ging durch die Republik. Rot-rot i s t  - zumindest 
in Ostdeutschland-einevonvielen Koalitionsva- 
rianten.Normalität wird sich mit derzeit auch in 
der Bundespolitikdurchsetzen.Mit Sicherheit ist 
die Linkspartei.PD5 im Bundestag kaum zu ver- 
gleichenetwa mi t  der im Abgeordnetenhausvon 
Berlin. Die SPD-Bundestagsfraktion i s t  gut beraten. 
mitderLinkspartei.PDSsachlich umzugehen.Denn 
erstens vertritt sie Bürgerlnnen. deren Anliegen 
ernstzu nehmen sind.MitAusgrenzunggewinnen 
wirauch keineStimmen,sondern geben der Links- 
partei.PDSdieChance,sich weiterhin als mutige 
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Retter der Entrechteten aufzuspielen. Die Nicht- 
Wahl von Lothar Bisky zum Vizepräsidenten des 
Bundestages war darum ein Fehler. Nur in der 
sachlichen Auseinandersetzung-gerneauch hart 
-können wir verlorenesTerrain zurückgewinnen. 
Und zweitenssind Koalitionsperspektivenfürdie 
SPD. letztlich für die Politik in Deutschland, von 
größter Bedeutung. In Berlin war die SPD lange 
Zeit in der Großen Koalition gefangen. Mi t  den 
Grünen reichte es nicht,die PD5 war tabu. Mit je- 
derWahiaisJuniorpartnerinderGroßen Koalition 
verlor die SPD. Mi t  der Öffnung zur PDS kam die 
Wende-derTabubruch war der Durchbruch für 
die SPD mit  Klaus Wowereit. 

Was machen wir im Bund,wenn dieMehr- 
heitsverhältnisse nach der nächsten Wahl 
in etwa so wie heute bleiben - vielleicht 

mit ein paar Prozentpunktenverlustfürdie Regie- 
rungsparteien? Die Große Koalition könnte von 
der Ausnahmezum Regelfall werden. Diegrößte 
Chance für das Aufbrechen dieser Lähmung hat 
offenbar dieJamaika-Koalition. Daran wird gear- 
beitet.Warum nicht an einer linken Alternative?! 

D 5wen rduli, 
Md0 (iPD).iit Mitgiiedim 
SPD-Landesvollfand Berlin. 

Foto:www.rpdfiaktion.de 
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1 Energiepolitik und Klimaschutz - Ohne Atomkraft 

1 von Frank Schwabe .M 

Nach jahrelangem Ringen hat sich die EU- 
Kommission endlich aufgemeinsame Stra- 
tegien zur zukünftigen Energiepolitik inner- 

- halbder Europäischen Union einigen können. In 
den nächstenJahren will man nun Fragenzu mehr 
Wettbewerb auf dem Strommarkt und Versor- 
gungsslcherheit sowie Minderung der Kohlen- 
dioxid-Emission auf internationaler Ebene beant- 
worten. Der Streit um Öl zwischen Russland und 
Weißrussland, der kurz zuvor veröffentlichte Kli- 
mabericht der EU-Kommission und nicht zuletzt 
der ungewöhnlich milde Winter alsVorbote des 
einsetzenden Klimawandels boten die perfekte 
Kulisse,um in diesem Zusammenhang nun endlich 
auch mal wiederdieAtomkraft insSpiel zu bringen. 
Weniger Abhängigkeit von Importen, keine CO2- 
Belastung und somit aus klimaschutzpolitischer 
Perspektiveeine Alternativezu fossilen Energieträ- 
gern - mit solchen Argumenten versuchen auch 
in Deutschland diealtbekannten Befürwortervon 
Atomstrom wieder Oberwasser zu gewinnen und 
lassen hierunddagernevergessen,warum man in 
Deutschlandgegen dieKernspaltungalszukunfts- 
trächtigen Energielieferanten entschieden hat. 

Die Kernspaltung i s t  nach wievor eine im 
höchsten Maße risikoreiche Energiequelle. 
Ein Unfall würde katastrophale Langzeit- 

folgen für mehrere Millionen Menschen haben. 
immer noch gänzlich ungeklärt ist die Frage nach 

wiederandem Punkt.an dem schnell Alternativen 
her müssen.Außerdem:mit Atomkraft kann man 
kein Auto tanken - auch hier spielen die Atom- 
befürworter mit einer diffusen Angst und Bildern, 
die sich seit der Ölkrise 1973 hartnäckig halten. 

Atomenergie sei in den nächsten Jahren 
wichtig.um den Übergang zu mehrerneu- 
erbarer Energie und höherer Energieeffi- 

zienzversorgungssicher zu gestalten-das Haupt- 
argument der Befürworter ist bei genauerem 
Hinsehen übrigensder stärkste Punkt gegen die 
Kernspaltung. Nur wenn wir heute den Druck in 
Richtung erneuerbare Energien, Energieeffizienz 
und alternative Kraftstoffe deutlich erhöhen.wer- 
den wir in Zukunftdie Energieversorgung haben, 
die wir brauchen. Durch Atomkraft bliebe eine 
Hintertür,die so schnell nicht mehr geschlossen 
wird. Oder glaubt jemand ernsthaft daran, dass 
ein heutegebautesKernkraftwerkini5Jahren wie- 
der vom Netz gehen wird? Nur wenn wir heute 
mit Nachdruck an der Weiterentwicklung und 
Weiterverbreitungvon Solarenergie,Windenergie. 
Biokraftstoffen sowie deutlich höherer Energie- 
effizienz arbeiten, dann wird Energie zukünftig 
sicher,sauberund berah1barwerden;und wirklich 
nurdanni 

Politische Merkpunkte zu einem Jahr 
Große Koalition 
Positionspapier der Parlamentarischen Linken in der SPD-Bundestagsfraktion 

I vom 15. Dezember 2006 . H 

I .  Vertrauen durch Programm, Profil z. Arbeitnehmeranliegen im Zentrum 
durch Konflikt einer klaren lnteressenpolitik 

PolitischeOrientierungundVertrauenskapitaI 
in Partei und Wählerschaft der SPD gründen auf 
unserem Grundsatzprogramm unddem aktuellen 
Wahlprogramm.Die Koalitionsvereinbarungmuss 
demgegenüber immerwieder kenntlichgemacht 
werden als nicht mehr, aber auch nicht weniger 
als ein Kompromiss auf Zeit. Entsprechend muss 
die SPD sich immerwiederdurch Kampf insSpiel 
bringen.Wir brauchen die SPD erkennbar als ak- 
tive. treibende Kraft in der Großen Koalition. Das 
macht sie für ihre Wähler wahrnehmbar, durch- 
setzungsfähig, und motivierend. 

(...) Ohne klares Profilführen programmatische 
Breite und Unverbindlichkeit dazu. dass die SPD 
- an Bindungskraft verliert und die anderen Par- 
teien in der großen Koalition gestärkt werden. 
Ohne Konfliktstrategie und Perspektive über die 
Große Koalition hinaus werden viele in der SPD 
demotiviert.Wir wollen den Erfolg in unserer Sa- 
che mit derGroßen Koa1ition.nichtfürden Erfolg 
der Großen Koalition an sich. 

Oie Idee der sozialen Demokratie lebt vom 
Bündnis und Zusammenwirken aller Menschen, 
unabhängigvon ihrer Herkunft und sozialenStel- 
lung.diesich auf unsereGrundwertegründen und 
die Lebensverhältnisse für alle Menschen durch 
gemeinschaftliches Handeln verbessern wollen. 
Cesellschaftsreformen ohne breite Unterstützung 
auch derMittelschichten,die sozialeGerechtigkeit 
i n  derGesellschaft zu ihrerSache machen und als 
ihr eigenes Interesse begreifen, werden nicht er- 
folgreich und nachhaltig sein können. 

Die SPD muss dabei immer auch einen 
klaren lnteressenstandpunkt einnehmen 
als Partei der Arbeitnehmerinnen und Ar- 

beitnehmer Um deren Interessen muss sie sich 
erkennbar in der langen Linie und im Detail küm- 
mern. Die lnteressenvertretung von Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmern. Rentnern, Auszu- 
bildendenlstudenten musseingebunden sein in 
einesystematische Auseinandersetzungmitden 
vier großen SPD-Themen (Arbeitslosigkeit,Armut, 
Alter,Ausländerintegration).,.Arbeitfüralle"und 

einersicheren und nachhaltigen Entsorgungdes ..mm-..3:r..ur - ~ 7-=.,-p-rm ~.,.-- sozialeGerechtigkeit bleiben unsere Leitthemen, - 
Atommülls unddieGefahrder Nutzungdes Urans 
für kriminelleund terroristischezwecke hat inden 
letzten Jahren zuaenommen.Auch Ar~umente.die 

-.,m-- 

Umverteilungvon oben nach unten und staatliche 7 
Leistungs- und Handiungs-fähigkeit bleiben un- 

. verzichtbare Instrumente unsererPolitik.Auch der 
für eine intensivere Nutzung der iomenergie F[ vorsorgende Sozialstaat, den wir unterstützen, 
immer wieder gerne angebracht werden. können macht Verteilungsfragen keinesfalls überflüssig. 
entkräftet werden. Genau wie beim Erdöl und D irank sihwabe. 

Md@ (SPOl. li! Sprecher der 
Die SPD kann ohne ein besseres Verhältnis und 

' W  Erdgas sind Deutschland und Europa auf Importe - ~ . .~enkfabrii" und ktimapoiiti- abgestimmtesZusammenwirken mit denGewerk- 
angewiesen. Die Uranvorkommen werden aktu- scher Beiilhterrtattetder 

sPD~@undeitagrfrakt#on", ec schaftendauerhaft nichtausdem 25-30%-Turm 
ellen Berechnungen zufolge nur noch 40 Jahre lebt N m  cartrop~~auxe~. herauskommen. (...) 
ausreichen - spätestens dann befindet man sich ~ o t o :  privat 

Foto C i i r i t a i i  Kiel 
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3. Kernthemen und Grunddiskurse 
gegen Themenhopping und Tages. 
aktualität 

Die SPD darf nicht den Eindruck vermitteln, 
Themenhoppingzu betreiben,sondern bestimm- 
te Kernthemen und Grunddiskurse müssen inder 
Legislaturperiode immerwieder neu aufgegriffen 
und systematisch politisiert werden, z. B. Bekämp- 
fungder Armut und Inklusion der Unterschicht. 
z.B.Anerkennungder Leistungsträgerdurch Stär- 
kungund Garantievon Arbeitnehmereinkommen 
(gesetzlicher Mindestlohn und Erhöhungder Lohn- - . 
quote),z.B. Unternehmenssicherunggegen,,Heu- 
schrecken" durch Transparenz und Kapitalregu- 
lierung. Die SPD muss insbesondere auch den 
Leitgedanken der Innovation in vier Richtungen 
immer wieder neu durchbuchstabieren, nämlich 
Forschung und Entwicklung (Nachhaltigkeitder 
Wirtschaft; Zukunftstechnologien), Bildung und 
Weiterbildung (von der frühkindlichen Bildung 
bis zum Lebenslangen Lernen),Familienförderung 
(Ausbau der Infrastruktur,Kinderschutz und Kin- 
derförderung,Gleichstellungvon Frau und Mann) 
undökologie und Klimaschutz(Energiewende und 
Ressourcenstrategie: keinwackeln beim Ausstieg 
ausder Kernenergie;Arbeitsmarktpotentialevon 
Umweltschutz). (...) 

4. Die SPD als die große linke Volks- 
partei 

Die SPD muss den Anspruch beibehalten, so 
stark zu werden, dass sie in einer Koalition mi t  
einer kleinen anderen Partei in der nächsten Legis- 

p 
laturperiode eine Regierung bilden kann. Hierzu 
muss sich die SPD als die linkeVolkspartei positio- 
nieren.dievom strategischen Ansatz herauch bei 
der nächsten Bundestagswahl die Linkspartei über- 
flüssig machen will und mussrauch um auf Dauer 

- die Fixierung auf eine Große Koalition oder eine 
lager- und richtungsübergreifende 3-Parteien- 
Koalition zu durchbrechen. Das Gerede von der 
Drei-Parteien-Konstellation schwächt im Zweifels- 
fall die SPD. (...) 

5. Strategisches Vorgehen 
und Kampagnenfahigkeit der SPD 

Die SPD muss als Partei auf allen politischen 
Ebenen wieder mit einer Gesamtstrategie wahr- 
genommen werden, in der die SPD für sich Ge- 
meinschaftsaufgaben definiert,die in Bund,Län- 
dern und Kommunengemeinsamverfolgwerden. 
Ohne eine solche erkennbare Strategie gibt es 
wachsende Entfremdung. Ohne Schub aus den 
Kommunen und den Ländern ist die SPD prinzi- 
piell nicht im Bund mehrheitsfähig.DieSPDmuss 
erkennbar deutlich machen,dass sie die 5 bevöl- 
kerungsstärksten Länder wie NRW, Bayern, Baden- 
Württemberg, Niedersachsen und Hessen zurzen- 
tralen Herausforderungaller Ebenen erklärt und 
auf den Zugewinn in diesen zentralen Ländern 
strategisch hin arbeitet, und das mi t  dem Einsatz 
der gesamten Partei, der SPD-Regierungskräfte 
und der Bundestagsfraktion. Hierzu braucht es 
zugespitzte Themen, die auf allen politischen 
Ebenengemeinsamvorangetrieben undumgesetzt 
werden können.Beispielefür solche Kampagnen- 
Themen können sein z. B. die Kinderbetreuungs- 
strukturen,derEinsatzfürMindestlöhne.der Ener- 
gieumbau etc.. 

DieSPDmusssystematisch politischeKöp- 
fe aufbauen, ausdrücklich auch in den 
Politikbereichen und Ressorts,die augen- 

blicklich von der CDUICSU verwaltet werden. Die 
SPD mussauch ihre wenigenverbliebenen Länder- 
Ministerpräsidenten offensiveinsetzen und ihnen 
Gewicht geben. 

rpw iiiooi 

Auch im Hinblick aufdie Ergänzungder Alters- 
versorgungist Skepsis angesagt: Die Mitarbeiter- 
kapitalbeteiligungdiktiertdem Arbeitnehmereine 
bestimmteVermögensanlage.ohne dessen eigent- 
liche Präferenzen zu berücksichtigen. Darüber 
hinaus wären in diesem FallTeileder Altersvorsor- 
ge auf Gedeih undverderb vom Wohlergehen des 
Unternehmensabhängig-Arbeitnehmer wären 
also auch über das Erwerbsleben hinaus davon 
betroffen. Ich halte das nicht für richtig und bin 
dafür,allgemeine Regelungen zur privaten Alters- 
vorsorge zu diskutieren und voranzutreiben. 

Staatliche Absicherung und Sozia- 
lisierungvon Unternehmensrisiken 

GeradewirSozialdemokraten weisen in der 
Debatte um Investivlöhne stets auf eine 
Absicherung von lnsoivenzrisiken hin. Es 

wäre nicht akzeptabel, wenn Mitarbeiterkapital- 
beteiligungen bei einer Unternehmensinsolvenz 
ohne Entschädigung wegfallen würden. Der Ge- 
setzgeber müsste eine gesetzliche Entschädi- 
gungsregel schaffen.Allerdingsführt eine derar- 
tige Regel dazu, dass der Staat im lnsoivenzfall 
Zahlungen an Arbeitnehmer leistet.dieeigentlich 
vom Unternehmen zu tragen sind. 

Konsequentwärees,wenn Unternehmen sich 
gegen diese Risiken selbst absichern müssten oder 
über einen separaten Fond investieren, der wie 
Pensionsfonds vor Insolvenz des Unternehmens 
geschützt ist. Dieser Weg schließt allerdings das 
Ziel- mit lnvestivlohn gleichzeitig die Eigenkapi- 
talbasisvom Unternehmen zu stärken -aus. 

- 
Wer profitiert von Investivlohn? 

Esistfraglich,obeineveränderteGesetzes- 
lage tatsächlich mehr Mitarbeiterbeteili- 
gung nach sich zieht. Praktisch funktioniert 

der Investivlohn nur beiAktiengesellschaften.Eine 
adäquate Plattform gerade für die Veräußerung 
von Anteilen klein- und mittelständischer Betriebe 
gibt es nicht.DieÄußerungen desSPD-Parteivor- 
sitzenden Kurt Beck, wonach das Modell sowohl - 
für klein- undmittelständische Betriebealsauch 
für große Kapitalgesellschaften gleichermaßen 
interessant sein muss,sind begrüßenswert.Doch 
stellt sich hier die Frage nachder tatsächlichen 
Umsetzbarkeit an einer weiteren Stelle. Gerade 
in klein- und mittelständischen Betrieben ist nicht 
jeder Unternehmer willens seinen Mitarbeitern 
durch Kapitaibeteiligungauch mehr Mitentschei- 
dungsrechteeinzuräumen. Undeinen Zwang zur 
Mitarbeiterbeteiligungsoll esfür Unternehmun- 
gen nicht geben. Es i s t  daher davon auszugehen, 
dass der lnvestivlohn wohl nur für eine kleine 
Gruppe von Arbeitnehmern relevant sein wird - 
wenn er denn überhaupt realisiert werden kann. 

Ich plädiere dafür, dass beim Thema lnvestiv- 
lohn wenigeraufNebenschauplätzen um Details 
gerungen wird, sondern vielmehr die dahinter 
stehenden Fragen diskutiertwerden.Lohnpolitik, 
Altersvorsorge und Mitbestimmung sind dabei 
diegenanntenStichworte.die unsweiter bringen. 
Die Diskussion um Investivlöhne ist wohl mehr 
Schein als Sein. rn 

il'wolfgangl"ttner. 
iitVarritzenderderniederrirh- 
rirrhen SPD~Landtagrfraktion 
und SPO-Spitrenkandidat für 
die Landtagrwahl2oaB. 

Foto.SPD Landtagr f rakt i~~ 
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Investivlöhne - mehr Schein als Sein 

Anmerkungen zur aktuellen Diskussion 

von Wol fgang Jü t tner  

. . 
Nun steht siewieder auf derTagesordnung: 
die Diskussion um Investivlöhne. Seit Be- 
stehen der Bundesrepublik wird dieses 

Thema in unregelmäßigen Abständen immerwie- 
der Gegenstand aktueller politischer Debatten. 
Diesmal warf Bundespräsident Horst Köhler den 
Ball ins Spiel. Erstaunlich ist. dass viele Akteure 
bereits jetzt Details und Bedenken vortragen.ob- 
wohleine klare Konzeptionfürdie Einführungvon 
Investivlöhnen noch längst nicht vorliegt. Auch 
in der Berliner Koalition scheintes kaum noch um 
das Pro und Contra, geschweige denn um Alter- 
nativen zu gehen. 

Zielsetzungen 

Mit  der Diskussion um die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen für die Gewinn- und Kapi- 
talbeteiligungsmöglichkeiten der Arbeitnehmer 
sollen verschiedene Ziele verfolgt werden: Zum 
einen soll mit dem Investivlohn über das Instru- 
ment derMitarbeiterbeteiligungeineVerbesserung 
derAltersvorsorge erreicht werden.Zum anderen 
soll die Eigenkapitalbasis der Unternehmen ge- 
stärkt werden.Minlsterpräsident Roland Kochsieht 
daher in dem Investivlohn gar eine patriotische 
Aufgabe,weildamit Kapital an Unternehmungen 
gebunden wird,das sich an der Schaffungvon Ar- 
beitsplätzen orientiert und auch loyalgegenüber 
dem Standort ist.Außerdem bietet laut IAB eine 
Gewinn-oder KapitaIbeteiligungArbeitnehmern 
AnreizefürmehrLeistung und einestärkereldenti- 
fikation mit dem Unternehmen. 

Im Hinblickaufdieungleiche Entwicklungvon 
Einkünften aus Vermögen und unselbständiger 
Beschäftigung i s t  eine zusätzliche Gewinn- und 
Kapitalbeteiligunggrundsätzlich sinnvoll. Es hängt 
allerdings viel von derAusgestaltungab.die der- 
zeit viele Fragenoffen Iässt und eine Realisierung 
eher fraglich erscheinen Iässt. 

Ergänzung oder Ersatz für tarifliche 
Löhne? 

Es besteht dieGefahr,dasszukünftigeLohn- 
Steigerungen teilweise in Investivlöhne 
umgewandelt werden.Die Gewerkschaften 

haben zu Recht darauf hingewiesen,denn Äuße- 
rungen unter anderem von Arbeitgebervertretern 
gehen in die Richtung.dassdie Beschäftigten mit 
einemTeil ihres Einkommens das unternehmeri- 
sche Risiko tragen sollen. Werden Investivlöhne 
tatsächlich Ersatzfür Lohnerhöhungen,wäredas 
kontraproduktiv-vorallem dann.wenn Lohnstei- 
gerungen zur Belebungder Binnennachfrage und 
zur Stabilisierungder sozialen Sicherungssysteme 
notwendig wären. Wie auch immer das Modell 
der Koalitionärein Berlin letztlich aussehen wird 
- Investivlöhne würden nach den herrschenden 
Gesetzmäßigkeiten derTarifverhandlungspolitik 
zumindest teilweise immer auf die Lohnentwick- 
lunganzurechnen sein.Realistisch betrachtetdreht 
sich die Debatte um Investivlöhne also eher um 
Lohnumwandlung als um Lohnerhöhung. 

Personen & Positionen 

0 11. Jahrestreffen der ostdeutschen 0 Programmdebatte in Baden- 
Parteilinken Württemberg 

Zum ii. Regionaltreffen der ostdeutschen SPD- 
Linken waren ami3.Januarin Berlinvertreterlnnen 
aus allen ostdeutschen Landesverbänden vertre- 
ten, um miteinander zu diskutieren. Einleitend 
referierte Wolfgang Thierse zur aktuellen Pro- 
grammdebatte. Grundtenor der Diskussion war, 
dassder Entwurf besser sei alszunächst befürch- 
tet.AndererseitsseienvieleFragen neutral beant- 
wortet und nicht richtiganalysiert:z.B.inder Frage 
der Heuschrecken und der Fonds.Auchstellensich 
Fragen nacheinemeuropäischen Programm und 
europäischen Steuerharmonisierungen. 

Ein wichtiger Bestandteil derTreffen sind immer 
dieeinzelnen Länderberichte. Besonders erfreulich 
in diesem Jahr war die wachsende Präsenzvon 
SPD-Linkenaus Brandenburger,dievoreinigerZeit 
einen parteilinken Kreis DL2i gegründet haben, 
der schon eineenorme Beachtunggefunden hat. 
Ausgehendvon DLzi-Diskussionen im regionalen 
DL2i-Zusammenhang stimmte ein Kreis von 7-8 
Brandenburger Genossen im Landtaggegen das 
äußerst problematische Brandenburger Polizeige- 
setz. Eine weitere regionale DLzi-Gründung gab 
es ausThüringen zu berichten. Interessante Hin- 
tergründezur rot-roten Koalition berichteteMark 
Rackles aus Berlin. 

Am Sonntaggingen wieder etlicheTeilnehmer 
desTreffens mit der SPD-Fahne zur Rosa-und-Karl- 
Manifestation in Friedrichsfelde, wo wieder be- 
stimmt 80.000 (1) Menschen -freiwillig - den 
ganzen Vormittag schweigend an den Gräbern 
vorbeiliefen. Der Friedrichsfelde-Verein, in dem 
maßgeblich Sozialdemokraten mitarbeiten. hat 
jetzt eine Ausstellung sowie eine lnternetseite 
zum Friedhof der Sozialisten erarbeitet. 
[Burkhard Zimmermann] 
b Infos: www.soziaIistenfriedhof.de 

Die Baden-Württemberger SPD-Linke,.B-W-C' 
diskutierte am 23. Januar 2006 in Stuttgart mi t  
dem SPD-Bezirksvorsitzenden Hessen-Süd,Gernot 
Grumbach,überden EntwurffürdasSPD-Grund- 
satzprogramm. Damit will die B-W-Leinen weite- 
ren Beitrag dazu leisten, dass das Programm mit 
der Basis undander Basis breitdiskutiertwird.Die 
B-W-L hatte sich bereits in einer ersten Stellung- 
nahme zu den Leitlinien positioniert und wird 
weitere Debattenbeiträge als lrnpulsfür die Dis- 
kussion in den Ortsvereinen und Kreisverbänden 
veröffentlichen. 
[Reinhold Rünker] 
t Infos: Reeional-Seiten bei www.forum-dl2i.de 

Personelle Veränderungen 

t Björn Böhning,spw-Redakteur und Juso-Bun- 
desvorsitzender, ist zumJahresbeginnvon der DGB- 
Grundsatzabteilung in die Berliner Senatskanzlei 
gewechselt,woer die Leitungdes Planungsstabs 
übernommen hat. 
b spw-Herausgeber Benjamin Mikfeld ist neuer 
Abteilungsleiter Kommunikation beim SPD-Partei- 
vorstand und dort u.a.zuständigfür Planungs-und 
Grundsatzfragen. 
t ZumlahreswechselsindSteffiGerszewski.Tanja 
Breuer und Svea Reiners aus der spw-Redaktion 
ausgeschieden.Wirdanken ihnenfür ihre langjäh- 
rige Mitarbeit.Neueingetreten in dieRedaktion sind 
Claudia Bogedan und Bettina Kohlrausch,dieder- 7 
Zeit beide an der Univesität Bremen promovieren. 

Die Jahresregister sind ab sofort im lnternet 
verfügbar,einzelne Beiträgeaus früheren Heften 
können hierebenfalls heruntergeladen werden. 
t Infos:www,spw.de 
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5 Fragen an ... 
Michael Donnermeyer 

.. 
C+Mi<haei Donncrmeyer:llnkil ig82auf ener Deßa.!rerhtil heute 
Fota ip r iva t .  

Michael Donnermeyer,Jahrgangig6o,stu- 
dierte Publizistik.Germanistik,Geschichte 
und Politikwissenschaften auf Lehramt:Er 

warin derJuso-Hochschulgruppe Münster und im 
Juso-Unterbezirkaktiv.späterauch Juso-Sekretär 
im Westlichen Westfalen (WW). Nach freiberuf- 
lichen Erfahrungen alslournaiist undals Referent 
in WW begann er iggo seine Karriere als Presse- 
sprecher des SPD-Landesverbandes Berlin. Dann 
wechselteer zur SPD-Landtagsfraktion nach Bran- 
denburg. wurde Sprecher des SPD-Parteivorstan- 
des, Leiter der Abteilung Presse- und Öffentlich- 
keitsarbeit des Bundesverkehrsministeriums und 
schließlich 2 0 0 2  Pressesprecher des Berliner Se- 
nats. Er lebt mit seiner Frau und zwei Kindern in 
Berlin-Mitte. 

spw: Was waren für Dich persönlich die wich- 
tigsten Meilensteinein Deinem politischen Leben 
und bei den Jusos? 

F Michael Donnermeyer: Für mich persönlich 
und politisch zugleich der Mauerfal1,denn 
der hat mich letztlich beruflich nach Berlin 

verschlagen. wo ich seither diesen spannenden 

- ProzessdesZusammenwachsens hautnah miter- 
leben kann. Durchaus als sinnvollen Lernprozess 
darüber, wie eine revolutionäre Umwälzung die 
deutsche Linkeauffalschem Fußerwischen konn- 
te (wo wir in diesen Fragen das doch alles immer 
viel besser zu wissen meinten). 

Bei den Jusos hat mich die frauenpoiitische 
Debatteam meisten beschäftigt.Ais ich imluso- 
Unterbezirk in Münster aktiv war, haben wir mit 
dafür gesorgt,dass dieSPD in Münster als erster 
UB die Quote beschlossen hat - eine wichtige 
Debatte.gegen vieleWiderstände,aber richtig und 
erfolgreich. 

spw: Dich hates mehrfach zwischen NRW und 
Berlin hin- und hergezogen.Wosiehst Du politische 
Unterschiede und wo persönlichVorteile? 

Michael D0nnerrneyer:Berlin ist ganzanders, 
diespurender Geschichtesind krasser und 
die Prozessegehen schneller.Hiersind in den 

goern Hundertiausende Industriearbeitsplätze in 
wenigenJahrenaufgrunddesWegfaIlsderMärkte 
im Osten einfach verschwunden. In NRW hat es 
bei Kohle und Stahl dafürjahrelange sozial ver- 
träglichere Umstrukturierung gegeben. Zudem 
sind in Berlin gesellschaftliche Entwicklungenfrü- 
herzu spüren,wasdenVorteil hat,dass manauch 
mitden Lösungen schnellersein mussund-wenn 
sie gut sind-in die Rolle des Pioniers kommt. In 
Sachen Bildung und Integration sind wir in Berlin 
weiter als die anderen Länder. 

spw: Als Senatssprecher verkündest Du, was 
anderedenkenwiegroßist Dein Einflussaufdas, 
was Du sagen darfst? 
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Personen & Positionen . . . 
Kurzum I von  Horst  Peter 

,.Die Deutschen sorgen sich ums Klima - 
undfahrenAutoMtiteitdie FRam 6.12.2006. 
Es geht dabei um die Foigeniosigkeit für 

dasVerhaltenderMenschen,obwohlsiediegrund- 
sätzliche Bedrohung ihrer Lebensgrundlagen durch 
Kiimaveränderungdurchauszur Kenntnisgenom- 
men haben. Das zeigt die dort abgedruckte Um- 
fragezurSorgenskaladerDeutschen.Die Umwelt- 
bedrohungist hinterdersorgeumden Arbeitsplatz 
auf Platz zwei aufgestiegen und an Angst vor so- 
zialer Ungerechtigkeit vorbeigezogen. Aber es . . 
ändert sich nichtsam Lebensstil der Menschen. 

Kurzurn: Dieser Widerspruch zwischen Wissen 
und Handeln zeigt. dass gesellschaftliche Werte 
alsMaßstabdes Handelnsschlechte Karten haben, 
wenn sie mit den Normen des neoliberalen Men- 
schenbiids,dem Leitbild des Egoismus,in Konkur- 
renz treten. 

Die Folgen des Handelnszu bedenken wird 

?7 zum Wettbewerbshindernis: für den Wis- 
senschaftler und Forscher, den Ingenieur 

undSystementwickiehdenFondsmanager und den 
Unternehmer unddurch diegesamtegesellschaft- 
IicheSkala biszu den Menschen als Produzenten 
und Konsumenten,natürlichauchderPolitik.UIrich 
Beck hat diese Entwicklung als Weg zur ,,Organi- 
sierten Unverantwortlichkeit analysiert.Wir müs- 
senfragen nach Wegenausdiesem Wertevakuum 
und der Rolle der Politik zwischen Reformbereit- 

- schaft oder Anpassung an den gesellschaftlichen 
Hauptstrom.Endeder7oerJahre klagte HansJonas 
das Prinzip Verantwortung ein. Es könnte zum 

P Schlüsselwert für den anstehenden geselischaft- 
lichen Zukunftsdiskurswerden,wennesdieLinke 
dazu macht. 

Die Klimabedrohung und der Umgang der 
Parteien mit dieser paradigmatischen He- 
rausforderung ist das programmatische 

Bewährungsfeld für das Prinzip Verantwortung 
i n  der Politik. Die Partei, die das Prinzip Verant- 
wortung als oberen Grundwert definiert, hat im 
gegenwärtigen Wettbewerb um programmatische 
Neuorientierung die größten Chancen zur Mei- 
nungsführerschaftimZukunftsdiskurs.Ein Blickin 
den Programmentwurfder SPD weckt allerdings 
bisjetzt nicht die Hoffnung,dass die Bedeutung 
des PrinzipsVerantwortungfürdieZukunftsfähig- 
keit der Partei erkannt ist. 

Kurzum: Die Aufnahme eines vierten Grund- 
WertesVerantwortung für die Erde und den Frie- 
den auch für künftige Generationen würde die 
Diskussion über die Grundwerte in der SPD auf 
die Höhe der Zeit bringen. 

Dabei könnten sie doch nun die Leerstelle 
füllen,dievon BündnisgolDieGrünen hinterlassen 
wurde,seit sie sich dem gesellschaftlichen Haupt- 
strom derVermarktwirtschaftlichung unterworfen 
haben. rn - Kurzum: Es ist an der Zeit,die soziale und öko- 

logische Verantwortung programmatisch und 
politisch wieder zusammen zu führen. 

Michael Donnermeyer:Mein Job ist das Wie, Mlchael Donnermeyer: Es hat sich nicht er- 
nicht das Was. In unserer Mediokratie eine geben,ich bin auch sozufrieden,weil ichja 
spannende Aufgabe. Erfolge hat man da 

allerdings nur,wenndasWie schon beim Wasmit 
bedacht wird. Kommunikation ist zentral in der 
Politik und wird noch immer viel zu oftvernach- 
1ässigt.MeineAufgabe ist esauch,ständigdaran 
zu erinnern, dass die Kommunikation eine wich- 
tigeRollespieit.Dasist weit mehralseineseman- 
tischeAufgabe.Es ist durchaus wichtig,obetwas 
zufällig,.Hartz IV" heißt odervielleicht doch einen 
reflektierten. inhaltlich sinnvollen Begriff erhält, 
doch der Erfolg hängt auch davon ab, wie,wann, 

trotzdem ganz nah an den Prozessen dran 
bin. Da liegtauch eine Gefahr: Fürviele in meinem 
Job ist dieVersuchung groß,den Grundsatz ..Ge- 
wählte zuerst" zu vergessen. 

Ich kann mir natürlich auch vorstellen für ein 
Unternehmenzuarbeiten.Denn ich bin mirsicher, 
dassdie Politikdie besteSchulefür professionelle 
Kommunikation ist. 

spw: Michaei,vieien Dank für das Gespräch. . - 

wound mitwelchen Instrumenten ein politisches W 
Projekt aufallen Ebenenerfolgreich kommuniziert , 
werden kann. 

. "  , 
spw:Gibt es eine politische Entscheidung,die aerneentgegen. 

Du bereust? 

Michael Donnermeyer: Bere~en rl ngt so 
mora iscn l r r t ~ m  sr der bessere Begriff,denn 
aas is: ia mensch cn und man kann aaraLs 

lernen.Und Irrtümer hat es ebensogegeben wie 
Dinge,wo man richtig lag und liegt.Fehleinschät- 
Zungen gab es sicher, bei einigen inhaltlichen 
Themen,abervorallemfinde ich es hilfreich,eine 
gewisse negative Grundhaltungzu überwinden: 
LinkePolitik kommt ausder Kritikan den Zustän- 
den.das gerät gelegentlich zu unangemessenem 
und darüber hinaus wenig motivierenden Pessi- 
mismus.lch amüsiere mich heute beispielsweise 
noch überden Eifer,mit dem wirgegen dieVolks- 
zählungagitiert habenKritikdaran konnte man 
gewissüben.aberOrweil ist nicht überunsgekom- 
men und die Demokratie hat es auch überlebt. 

spw: Zieht es Dich manchmal in die erste Rei- 
he der gewählten Politiker? 

1984 wurde auf dem Bundeskongress 
derJusosder Grundsatzbeschiuss überdie 
Einführung einer Frauenquote gefallt. Da- 
nach müssen alle gewählten Vorstände, 
Gremien und Delegationen mit mindestens 
40 Prozent Frauen besetzt sein.DieEntschei- 
dung war das Ergebnis einer intensiven 
Diskussion um die Feminisierung desver- 
bandes.Dieinden7oerund vorallem8oer 
Jahren entwickeitenferninistischen Forde- 
rungen und Positionen der Frauenbewe- 
gungfanden damit auch Niederschlag im 
Juso-Verband.DieJusos waren derSPDmir 
ihrem BeschlussqJahre voraus. denn erst 
1988 konnte sich die Parteifür die Einfüh- 
rungeiner Geschlechterquote(!) entschei- 
den.igg7verschärften die Jusos die Rege- 
IungfürDelegationenzum Bundeskongress 
zueinersogenannten„harten"Quote,nach 
der freie Frauenplätze nicht mehr mi t  Män- 
nernaufgefülltwerden können.alsounquo- 
tierte Delegationen Mandate zurückgeben 
müssen. 




